
Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur | Postfach 71 24 | 24171 Kiel 

Grundstückskaufvertrag Land S.-H.  

MBWFK ./. Bundesanstalt für 

Immobilienaufgaben (BImA);  

hier: Zustimmung des Finanzausschusses 

zum beurkundeten Grundstückskaufvertrag 

gemäß 4.9 der VV zu § 64 LHO 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

mit Datum vom 14.12.2022 habe ich als Vertreter des Landes Schleswig-Holstein den 
Grundstückskaufvertrag für die Veräußerung eines ca. 9.547,58 m² großen, unbebauten 
Grundstücks am Bremerskamp in Kiel mit einem Kaufpreis von 763.806,40 € an die BImA 
beurkundet (siehe Anlage 1). 
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Staatssekretär 

Kiel, den 10.01.2023 

An den 
Vorsitzenden des Finanzausschusses 
des Schleswig-Holsteinischen 
Landtages 
Herrn Lars Harms, MdL 
Landeshaus 
24105 Kiel 

nachrichtlich: 
Frau Präsidentin 
des Landesrechnungshofs 
Schleswig-Holstein 
Dr. Gaby Schäfer 
Berliner Platz 2 
24103 Kiel 

über das 
Finanzministerium 
des Landes Schleswig-Holstein 
Düsternbrooker Weg 64 
24105 Kiel 

gesehen 
und weitergeleitet 
Kiel, den 12.01.2023 

Schleswig-Holsteinischer Landtag
Umdruck 20/621
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Der Kaufvertrag steht gem. der VV 4.9 zu § 64 LHO unter dem Vorbehalt der Zustimmung 
durch den Finanzausschuss, die ich hiermit beantrage. 
Die Entbehrlichkeit der Fläche gemäß 4.1 der VV zu § 64 LHO wurde festgestellt. 
Die BImA benötigt diese Fläche, ebenso wie eine kürzlich von der Stadt Kiel angekaufte, 
angrenzende Fläche, zur Errichtung des Max-Rubner-Instituts. Das Institut soll Teil des 
wissenschaftlichen Quartiers werden, auf dem auch Lehr- und Forschungsgebäude der 
CAU sowie Studierendenwohnheime entstehen sollen. Das Land und der Bund 
versprechen sich an dieser Stelle eine besondere wissenschaftliche Zusammenarbeit des 
Instituts mit den universitären Einrichtungen. Auch die Stadt Kiel steht der Entwicklung 
dieses Quartiers sehr positiv gegenüber. Ein entsprechender städtebaulicher Vertrag mit 
der BImA wurde bereits geschlossen. Der städtebauliche Vertrag zwischen der Stadt und 
dem Land S.-H. befindet sich ebenfalls in der finalen Verhandlungsphase. 
 
Der Kaufpreis entspricht dem zuvor in einem kooperierenden Verfahren ermittelten 
Verkehrswert der Kauffläche (siehe Anlage 2). An dem Verfahren waren Bund, Stadt und 
Land, vertreten durch die GMSH, beteiligt. Die GMSH hat das Verkehrswertgutachten für 
das Land unterzeichnet. 
  
Da zukünftig auf diesem Areal von der CAU ein Nahwärmenetz errichtet werden soll, 
benötigt die Universität Teile der Kauffläche sowie eine Teilfläche eines durch die BImA 
von der Stadt Kiel angekauften Grundstücks zur Einbringung von Erdsonden 
(Geothermie). Ein dem Grundstückskaufvertrag anhängiger Nutzungsvertrag regelt die 
daraus resultierenden Nutzungsrechte der CAU. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Gez. 
Guido Wendt 

Anlagen (Anlage 1: Kopie der Ausfertigung des Grundstückskaufvertrages vom 

14,12.2022 (Kopie) nebst Änderungserklärung vom 09.01.2023, Anlage 2: 

Verkehrswertgutachten, Anlage 3: Entbehrlichkeitserklärung) 

























































Urkundenverzeichnis Nr.  18/2023 CB 
Az. 6267-22-NI-3109 /Wi/Bl  

 
 
 
 

 

 

 
 
 
 
 

 

Verhandelt 

zu Kiel am 09.01.2023 

 

Vor mir, dem beurkundenden Notar  

 

Dr. Christian Becker  

 

im Bezirk des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts  

mit dem Amtssitz in 24103 Kiel, Schwedenkai 1, 
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erschien heute, von Person bekannt: 

 

Frau Kirsten Bichel, Büroanschrift: Schwedenkai 1, 24103 Kiel 

 

 

handelnd nicht für sich personlich, sondern für  

 

1.  das Land Schleswig-Holstein,  

endvertreten durch das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung,  

Wissenschaft, Forschung und Kultur, 

 

2.  für die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben in Bonn, 

Dienststelle: 24161 Altenholz, Am Jägersberg 16. 

 

als von mir gemäß § 2 Abs. 2 zur Ausübung der Vollmacht gemäß § 2 Abs. 1 der Mantelur-

kunde vom 14.12.2022 zu meiner UVZ Nr. 1192/2022 CB benannte Bevollmächtigte, deren 

Benennung ich hiermit ausdrücklich bestätige. Gemäß § 21 Abs. 3 BNotO bescheinige ich 

hiermit, dass ich mich von der Vertretungsbefugnis durch Einsichtnahme in das Original der 

genannten Vollmacht überzeugt habe und dass die vorstehende Vollmacht bis zum heutigen 

Tage nicht widerrufen worden ist.  

Der Notar erläuterte das Mitwirkungsverbot nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 BeurkG. Die Erschie-

nene verneinte die Frage des Notars, ob eine Vorbefassung im Sinne dieser Vorschrift vor-

liege.  

Sodann bat die Erschienene um Beurkundung um nachfolgenden  

Änderungerklärung 

und erklärte: 

Die Bezeichnung des „Vertragsnehmers“ in dem Gestattungsvertrag (ANNEX B der Urkunde 

vom 14.12.2022 (UVZ Nr.  1192/2022 CB des beurkundenden Notars)) wird im Rubrum wie 

folgt neu konkretisiert: 
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„Land Schleswig-Holstein,  

endvertreten durch das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung,  

Wissenschaft, Forschung und Kultur,“ 

Im Übrigen gelten die Erklärungen der Urkunde vom 14.12.2022 (UVZ Nr. 1192/2022 CB des 

beurkundenden Notars).  

 

Der Wert dieser Urkunde beträgt € 5.000,00.  

Das vorstehende Protokoll wurde der Erschienenen von dem Notar vorgelesen, von ihr ge-

nehmigt und von ihr und dem Notar eigenhändig wie folgt unterschrieben: 

 

         gez. Kirsten Bichel 

       L.S.  gez. Becker, Notar 



Rostock, den 29.04.2022 

Verkehrswertgutachten im kooperierenden Ver­
fahreiii 

für 
Teilflächen im Bereich des Bebauungsplanentwurfes Nr. 1028 

(projektbezogene Verkehrswertermittlung) 

Flurstücke 3, 59, 92 und 93 (jeweils tlw.) sowie 88 der Flur 22 in der Ge­
markung Kiel - J mit einer Gesamtgröße von ca. 12.574 m2 

Der Bodenwert wurde zum Wertermittlungsstichtag 28.02.2022 er­
mittelt mit rd. 

1.000.000 € 

Ausfertigung Nr.: 6 
Dieses Gutachten besteht aus 21 Seiten zzgl. 12 Anlagen. 
Das Gutachten wurde in neun Ausfertigungen erstellt, davon drei für die Gebäudemanagement 
Schleswig-Holstein AöR, drei für die Landeshauptstadt Kiel und drei für die Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben, Direktion Rostock. 
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Laut dem Auftragsschreiben der Hauptstelle Facility Management der Direktion Rostock 

(ROFM) bei der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben - AZ: ROFM 2211-149086 - vom 

03.09.2020 sowie der Abstimmung mit ROFM vom 18.02.2022 soll für die im Bereich des Ent­

wurfes des qualifizierten Bebauungsplanes (B-Planes) Nr. 1028 „BREMERSKAMP I" gelege­

nen 

Flurstücke 3, 59, 92 und 93 (jeweils tlw.) der Flur 22 in der Gemarkung Kiel - J (im Ei­

gentum des Landes Schleswig-Holstein) sowie Flurstück 88 der Flur 22 in der Gemar­

kung Kiel - J (im Eigentum der Landeshauptstadt Kiel) mit einer Gesamtgröße von ca. 

12.574 m2 

zum aktuellen Wertermittlungsstichtag der Verkehrswert ermittelt werden. 

Gemarkung Kiel-J, Flur 22 

Flurstück Buchfläche Teilfläche Eigentümer 

3 3.527 m2 Land SH 

59 4.657 m2 Land SH 

92 4.632 m2 Land SH 

93 4.578 m2 Land SH 

Summe ca. 9.550 m2 

88 3.024 m2 3.024 m2 LH-Kiel 

Gesamtsumme ca. 12.574 m2 

Zweck des Gutachtens ist die Veräußerung der v.g. Flurstücke bzw. deren Teilflächen an die 

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben. Die Verkehrswertermittlung soll auftragsgemäß im ko­

operierenden Verfahren zwischen der Fachgruppe Wertermittlung im Geschäftsbereich Lan­

desbau der Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR (GM.SH), der Kommunalen Be­

wertungsstelle, Abteilung Wertermittlung, der Landeshauptstadt Kiel und der Hauptstelle Port­

foliomanagement der Direktion Rostock (ROPM) bei der Bundesanstalt für Immobilienaufga­

ben (BlmA) durchgeführt werden. 



1. Vorbemerkungen 

Auf Grundlage des Beschaffungsauftrages des Bundesministeriums für Ernährung und Land­

wirtschaft (BMEL) wurde die BlmA aufgefordert, den Neubau des Max-Rubner-Instituts (MRI) 

umzusetzen, da das Institut seinen aktuellen Standort an der Hermann-Weigmann-Straße in 

Kiel aufgrund eines erheblichen Sanierungsbedarfs (Sanierung ist nicht wirtschaftlich und nicht 

umsetzbar) aufgeben muss. Im Rahmen des Erkundungsverfahrens wurde festgestellt, dass 

in Kiel kein adäquates bundeseigenes Grundstück für den Neubau des v.g. Forschungsinsti­

tutes zur Verfügung steht. Für den Neubau kommt jedoch eine Fläche im Bereich Olshausen-

straße/ Bremerskamp in der Nähe zum Campus der Christian-Albrecht-Universität (CAU) Kiel 

in Frage, die tlw. dem Land Schleswig-Holstein (S-H) und tlw. der Landeshauptstadt (LH) Kiel 

gehört. Diese Fläche ist bisher größtenteils wirtschaftlich ungenutzt. In den kommenden Jah­

ren soll der gesamte Bereich (u.a. entlang der Olshausenstraße) durch mehrere Forschungs­

und Hochschuleinrichtungen nachverdichtet werden. Dafür werden gegenwärtig die Bebau­

ungspläne (B-Pläne) Nr. 1028 und Nr. 1029 auf Grundlage eines Rahmenplanes aufgestellt. 

Gemäß der Begründung zum Bebauungsplan-Entwurf erfolgt die „vollständige Umsetzung des 

Planungskonzeptes für die [...] Flächen des Bebauungsplanes Nr. 1029 „Bremerskamp II" [...] 

kurz- bis mittelfristig über einen längeren Zeithorizont". „Das Max-Rubner-Institut soll von der 

Nähe zur Universität profitieren; auch für die CAU birgt die Nähe zum Institut Symbiosen für 

die Wissenschaft. Das Institut soll als Teil der Erweiterung des Campussektors C der CAU 

eingebunden werden. Aufgrund der eigentumsrechtlichen Gegebenheiten sollen die Verfahren 

in einem Parallelverfahren durchgeführt werden." 

Laut der B-Plan-Begründung mit Stand vom 10.01.2022 liegen die v.g. Flurstücke bzw. Teil­

flächen der v.g. Flurstücke mit einer Gesamtflächengröße von ca. 12.574 m2 im Bereich des 

qualifizierten Bebauungsplan-Entwurfes Nr. 1028 „BREMERSKAMP I" (Sondergebietsfläche 

- ca. 10.167 m2 und private Grünfläche - ca. 2.407 m2). Laut Abstimmung mit der auftragge­

benden Hauptstelle Facility Management der Direktion Rostock soll diese vorläufige Flächen­

größe der nachfolgenden Wertermittlung zugrunde gelegt werden. 

Die ebenfalls im Bereich des B-Plan-Entwurfes gelegenen Flurstücke 60 und 90 der Flur 22 

befinden sich im Eigentum der Landeshauptstadt (LH) Kiel und werden im B-Plan als öffentli­

che Grünfläche ausgewiesen (Gesamtfläche laut B-Plan-Begründung: ca. 497 m2; gemäß Ka­

tasterangaben/ Grundbuch: 498 m2). Diese Fläche soll auftragsgemäß nicht durch die BlmA 

angekauft und dementsprechend auch nicht bewertet werden. 

In Abstimmung mit ROFM wird davon ausgegangen, dass nach der Vermessung möglicher­

weise auftretende Mehr- oder Minderflächen über eine entsprechende Nachzahlungsklausel 

im Kaufvertrag abgesichert werden. 



Die zu bewertende Teilflächen sind gesamtheitlich zur Realisierung des Bebauungsplanver­

fahrens notwendig. Die Bodenwertermittlung erfolgt unter Berücksichtigung der unterschiedli­

chen Grundstücksqualitäten und Bodenwerte. Der im Rahmen dieses kooperierenden Werter­

mittlungsverfahren ermittelte Gesamtbodenwert wird durch die zur bewertende Gesamtfläche 

geteilt und ergibt den durchschnittlichen Bodenwert. Dieser ist im Ankaufsverfahren für sämt­

lichen Teilflächen in Ansatz zu bringen (siehe Zusammenstellung am Ende des Gutachtens). 

2. Grundlagen 

Für die baufachliche Stellungnahme wurden folgende Unterlagen, Auskünfte, Quellen ver­

wendet: 

- diverse Grundstücksunterlagen: u.a. Liegenschaftskarte; Digitales Orthophoto; Flurstücks­

und Eigentumsnachweise; Auszüge aus dem Grundbuch (Grundbuch von Kiel, Blatt 

14064, 36618, 36619, 37421 und 47172, jeweils Abruf vom 16.02.2022) 

- Entwurf des Bebauungsplanes (B-Planes) Nr. 1028 mit Begründung - Stadtplanungsamt 

der Landeshauptstadt Kiel (Stand: 10.01. bzw. 16.02.2022) 

- Textliche Festsetzungen „BP 1028- Bremerskamp I" mit Stand vom 10.01.2022 von claus-

sen-seggelke-stadtplaner 

- CAU Sektor 3 - B-Plan 1028 - Baumliste vom 31.01.2022 von Andresen Landschaftsarchi­

tekten 

- CAU Sektor 3 - B-Plan 1028 - Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung nach der Methode Kiel 

vom 31.01.2022 von Andresen Landschaftsarchitekten 

- CAU Sektor 3 - B-Plan 1028 - Eingriffs- Ausgleichsermittlung (Zusatzausgleich Geschützte 

Biotope) vom 31.01.2022 von Andresen Landschaftsarchitekten 

- diverse Protokolle: CAU Bremerskamp „Planrechtschaffung", „Städtebauliche Verträge" 

bzw. „Vertragsmatrix Entwurf" 

- BP 1028 CAU Bremerskamp - Testentwürfe (Neubebauung für MRI) 

- Flächennutzungsplan der Landeshauptstadt Kiel (Fassung 2000) 
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- Aufstellungsbeschlüsse für die Bebauungspläne Nr. 1028 „Bremerskamp I" und Nr. 1029 

„Bremerskamp II" durch den Bauausschuss der LH Kiel vom 07.02.2019 mit ortsüblicher 

Bekanntmachung vom 12.03.2019 

- Abruf der vom Gutachterausschuss in der Landeshauptstadt Kiel beschlossenen aktuellen 

Bodenrichtwerte (Stand: 31.12.2020) über die digitale Bodenrichtwertkarte des Gutachter­

ausschusses für Grundstückswerte in der LH Kiel mit Datum vom 28.02.2022 (abrufbar 

unter www.qutachterausschuss-kiel.de bzw. unter „DigitalerAtlasNord") 

- Immobilienmarktbericht 2020 der Landeshauptstadt Kiel 

- Behördenkonsultationen: 

Konsultation der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses der Landeshauptstadt Kiel am 

01.12.2021 

- Literatur: 

=> Kleiber: Verkehrswertermittlung von Grundstücken, 9. Auflage 2020 

=> Rössler/Langner, fortgeführt von Simon/Kleiber/Joeris/Simon: Schätzung und Ermittlung 

von Grundstückswerten, 8. überarbeitete und erweiterte Auflage 2004 

=> Gerardy/Möckel: Praxis der Grundstücksbewertung, Loseblattsammlung 

=> Sprengnetter: Immobilienbewertung - Lehrbuch und Kommentar, Loseblattsammlung 

=> Vogels: Grundstücks- und Gebäudebewertung marktgerecht, 4. Auflage 1991 

=> Verordnung über die Grundsätze für die Ermittlung der Verkehrswerte von Immobilien und 

der für die Wertermittlung erforderlichen Daten (Immobilienwertermittlungsverordnung - Im-

moWertV) vom 14. Juli 2021 

=> Baugesetzbuch, 14., aktualisierte und überarbeitete Auflage/Rechtsstand: 3. Oktober 2017 

=> Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) vom 22. Januar 2009 

Die wertzuermittelnde Fläche wurde von Frau Schubert (BlmA - ROPM 2000), Herrn Benz 

(GM.SH) und Herrn Plaga (LH Kiel) am 27.01.2021 besichtigt. Der Bodenwert wird auf Grund­

lage der an diesem Tag vorgefundenen Grundstücksqualität zum Wertermittlungsstichtag 

28. Februar 2022 ermittelt. 
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3. Allgemeine Angaben, Aussagen zum Planungsrecht, zur privatrechtlichen und 

öffentlich-rechtlichen Situation sowie zu Altlasten und Kampfmittel 

3.1 Angaben zum Grundstück, zur Bebauung sowie zur planungsrechtlichen Situa­

tion 

Die wertzuermittelnde Fläche von ca. 12.574 m2 besteht aus Teilflächen der Flurstücke 3, 59, 

92 und 93 der Flur 22 in der Gemarkung Kiel - J im Eigentum des Landes Schleswig-Holstein 

sowie aus dem Flurstück 88 der Flur 22 in der Gemarkung Kiel - J im Eigentum der Landes­

hauptstadt Kiel. 

Die zu bewertende Fläche befindet sich in der Landeshauptstadt Kiel, im Stadtteil Kiel-Wik. 

Die Fläche liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplan-Entwurfes Nr. 1028. Sie grenzt im 

Nordwesten an die Olshausenstraße, im Süden und Südwesten an den Geltungsbereich des 

B-Planes Nr. 1029 „Bremerskamp II" (Entwurf) und im Nordosten an eine bestehende unge­

nutzte Fläche. 

Die Teilflächen der Flurstücke 3, 59, 92 und 93 sind gegenwärtig wirtschaftlich ungenutzt, un­

bebaut und unversiegelt. Auf dem Flurstück 88 befinden sich dagegen einzelne Kleingarten­

parzellen mit Kleingartenlauben sowie Zuwegungen und Zufahrten, wobei die Kleingartenpar­

zellen von der LH Kiel als derzeitigen Eigentümerin bereits gekündigt wurden. Nach Aussage 

der Stadt Kiel wurden die Pächter auch bereits entschädigt. Die LH Kiel beabsichtigt, das Flur­

stück 88 im lastenfreien Zustand und ohne bestehende Verträge zu veräußern. Die Beräu­

mung der Fläche muss jedoch durch den Erwerber - im Zusammenhang mit den bevorste­

henden Baumaßnahmen - erfolgen. 

Die Bebauungs- und Nutzungsstruktur der näheren Umgebung stellt sich wie folgt dar. „Süd­

östlich an das Plangebiet angrenzend befindet sich die Erweiterungsfläche des Campusbe­

reichs C der CAU. In unmittelbarer Nähe gibt es einen Botanischen Garten mit Forschungs­

und Gewächshäusern, universitäre Versorgungseinrichtungen wie eine Bäckerei, die Mensa II 

des Studentenwerks Schleswig-Holstein sowie einen Copy-Shop. Eine weitere zentrale Ein­

richtung ist die Universitätsbibliothek, die östlich an das Plangebiet angrenzt. Auf der gegen­

überliegenden Straßenseite, südwestlich der Olshausenstraße, befinden sich weitere univer­

sitäre Nutzungen. Im Westen grenzt das Wohngebiet Klausbrook an, welches überwiegend 

durch blockartigen Geschosswohnungsbau und teilweise Reihenhäuser geprägt ist. Im nördli­

chen Bereich an das Plangebiet angrenzend befinden sich Kleingartenparzellen." (entnommen 

der „Begründung zum B-Plan Nr.1028" mit Stand vom 10.01,2022, Pkt. 3.2, S. 12) 



In der aktuellen Fassung des Flächennutzungsplans (F-Planes) der LH Kiel (Fassung 2000) 

werden sowohl die zu bewertende Fläche als auch der gesamte Plangeltungsbereich des B-

Plans Nr. 1028 als „Sonderbaufläche Hochschule / Forschung" ausgewiesen. Gemäß der „Be­

gründung zum B-Plan Nr. 1028" mit Stand vom 10.01.2022, Pkt. 2.2.2, S. 6 werden die Flächen 

der Umgebung „als Grünflächen dargestellt". „Innerhalb dieser Grünflächen sind am südlichen 

Rand ein universitärer Sportplatz und am östlichen Rand eine Parkanlage dargestellt. Diese 

Fläche ist zugleich als botanischer Garten gekennzeichnet. Westlich des Plangebiets schließt 

eine „Wohnbaufläche" an. Die Bundesstraße 76 (B76) verläuft östlich und nördlich des Plan­

gebiets und wird als „Fläche für den überörtlichen Verkehr und für die Örtlichen Hauptver­

kehrszüge" dargestellt." 

Laut Pkt. 2.2.3, S. 7, der „Begründung zum B-Plan Nr. 1028" stellt der Landschaftsplan die zu 

bewertende Fläche als auch das gesamte Plangebiet als „Gewerbliche Baufläche, Sonderbau­

fläche o. Versorgungsanlagen" in Planung dar, wobei sich innerhalb dieser Flächen tlw. Suk­

zessionsflächen befinden. 

Gemäß Pkt. 3.2, S. 13 wird der Geltungsbereich des Bebauungsplanes im Wesentlichen 

„durch bestehende Knickstrukturen geprägt". „Diese befinden sich an der nordöstlichen sowie 

der südwestlichen Grenze des Geltungsbereichs; ein Knick verläuft parallel dazu durch das 

Plangebiet. Hinzu kommen einige wenige Einzelbäume im westlichen Bereich des Plange­

biets." 

Bisher liegt für die zu bewertende Fläche noch kein rechtskräftiger Bebauungsplan vor. Die 

Flurstücke befinden sich somit gegenwärtig noch im Außenbereich nach § 35 BauGB und 

bedürfen für eine weitere Nutzung der Überplanung. Der Bauausschuss der LH Kiel hat am 

07.02.2019 die Aufstellung des B-Plans Nr. 1028 „Bremerskamp I" für den Stadtteil Kiel­

Wik, Baugebiet zwischen Olshausenstraße, Kleingartenanlage, Bremerskamp und Olshau-

senstraße 100, beschlossen. Die zu betrachtende Fläche von ca. 12.574 m2 befindet sich da­

nach vollständig innerhalb der Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches des zukünftigen B-

Plans Nr. 1028. 

In dem Protokoll Nr. 3 „Qualitätsmanagement" der GM.SH vom 10.02.2022 wird die nachfol­

gende aktuelle Zeitschiene dargestellt, von der auch im Rahmen dieser Wertermittlung aus­

gegangen wird: 

- Satzungsbeschluss B-Pläne Nr. 1028 und Nr. 1029: November 2022 

- Rechtskraft B-Pläne: Februar 2023. 
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In dem aktuellen Entwurf des qualifizierten B-Planes Nr. 1028 „Bremerskamp I" wird die zu 

bewertende Fläche als Sonstiges Sondergebiet (SO) nach § 11 BauNVO mit der Zweckbe­

stimmung „Forschung und Entwicklung" und als „Private Grünfläche - Knickschutz­

streifen" ausgewiesen. Gemäß der „Begründung zum B-Plan Nr. 1028" Pkt. 4.1, S. 14, wird 

der B-Plan aufgestellt, um „den Neubau des Max-Rubner-Instituts zu ermöglichen und somit 

an die Campusentwicklung der CAU anknüpfen zu können". „Die Fläche dient der Errichtung 

des Ersatzneubaus des Instituts einschließlich dazugehöriger Nebenflächen und einer Stell­

platzanlage mit rund 95 Stellplätzen. Grundlage des Bebauungsplans bildet die Rahmenpla­

nung des Büros Schmieder.dau.Architekten. Der Rahmenplan bildet die unterschiedlichen An­

forderungen an die Campuserweiterung und die Flächenbedarfe ab. Zudem stellt er die städ­

tebauliche Gestalt, die Verortung der unterschiedlichen Nutzungen und Institute sowie die Er­

schließung dar." Laut Pkt. 4.5.1, S. 23 bis 25, ermöglicht eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,5 

„die Realisierung von Hochbauten unter Berücksichtigung der grünordnerischen Zielsetzun­

gen". „Die Gebäudehöhe wird auf 51,00 m über Normalhöhennull festgesetzt. Die festgesetzte 

Gebäudehöhe orientiert sich an den bestehenden Gebäuden entlang der Olshausenstraße. In 

sonstigen Sondergebieten gilt gem. § 17 BauNVO eine Grundflächenzahl von bis zu 0,8 als 

Orientierungswert. Die hier ausgewiesene GRZ unterschreitet in allen Teilen des Plangebiets 

diese Obergrenze deutlich. [...] Die überbaubaren Grundstücksflächen innerhalb der Sonder­

gebietewerden gem. § 23 Absatz 1 BauNVO mittels Baugrenzen festgesetzt. Diese orientieren 

sich an der Rahmenplanung, welche für die Erweiterung des Campus und den Neubau des 

MRI erstellt wurde.[...] In den Bereichen außerhalb der überbaubaren Flächen sollen Neben­

anlagen zulässig sein, da für das Institutsgebäude besondere, der Versorgung des Gebäudes 

dienende, Flächen erforderlich werden." 

Die Erschließung des Plangebietes „ist durch den bestehenden Anschluss an die öffentli­

chen Verkehrsflächen der Olshausenstraße gesichert". „Zusätzlich soll das Areal über die zu­

künftige Verlängerung der Johann-Fleck-Straße angebunden werden, die im nördlichen Be­

reich an die Straße Bremerskamp anschließt und die daran gebundenen Erschließungsfunkti­

onen sichert. Die Verlängerung der Johann-Fleck-Straße wird von der Olshausenstraße zum 

Sondergebiet SO 5 des Bebauungsplans Nr. 1029 Bremerskamp II als öffentliche Verkehrs­

fläche geführt, sodass die Erschließungsfunktion durch ein höheres Verkehrsaufkommen bis 

zum geplanten Parkhaus der Universität gesichert werden kann. Der weitere Verlauf wird als 

private Verkehrsfläche mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Allgemeinheit 

festgesetzt." (aus „Begründung zum B-Plan Nr. 1028" Pkt. 4.3, S. 19 bis 20) 

Gemäß Pkt. 4.3.1, S. 20, hat das MRI einen errechneten Bedarf von rund 95 Stellplätzen, 

welche im Geltungsbereich des B-Plans Nr. 1028 oberirdisch - in Form einer offenen Stell­
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platzanlage - hergestellt werden sollen. „Diese sollen voraussichtlich über die Olshausen-

straße und über die Johann-Fleck-Straße angedient werden. [...] Konkret ist eine Zufahrt von 

der Olshausenstraße im Kurvenbereich im Bereich der öffentlichen Grünfläche vorgesehen. 

Eine weitere Zufahrt kann optional über die Johann-Fleck-Straße angebunden werden, die 

Ausführung dieser Überfahrt ist konzeptabhängig und kann erst mit der Herstellung der Erwei­

terung der Johann-Fleck-Straße errichtet werden." Laut Pkt. 5.1.1, S. 33, kann das Plangebiet 

„zunächst ausschließlich über die Olshausenstraße erschlossen werden, sodass keine Abhän­

gigkeiten zur Entwicklung der Verlängerung der Johann-Fleck-Straße bestehen". 

Gemäß Pkt. 4.3.1, S. 21, der „Begründung zum B-Plan Nr.1028" plant die Landeshauptstadt 

Kiel derzeit „die Einführung eines höherwertigen ÖPNV-Systems in Form einer Stadtbahn oder 

eines Bus-Rapid-Transit-Systems". „Eine der derzeit in Aussicht genommenen Trassen dieses 

ÖPNV-Systems verläuft unmittelbar am Plangebiet entlang in der Olshausenstraße. [...] Auf­

grund des frühen Planungsstadiums sind derzeit keine konkreten Festsetzungen möglich, die 

Verfügbarkeit der Flächen soll jedoch langfristig gesichert werden. Hierfür wird in der Plan­

zeichnung die Festsetzung einer Fläche mit Ausschluss von Nebenanlagen für die Flächen 

entlang der Olshausenstraße getroffen. Die Nutzung im Sondergebiet soll nicht vollumfänglich 

eingeschränkt werden. Notwendige Nebenanlagen wie Zuwegungen, Abstellmöglichkeiten für 

Fahrräder und Flächen für technische Infrastruktur sind weiterhin zulässig [...]. Ebenfalls sind 

temporäre Einrichtungen, die zurückgebaut werden können, allgemein zulässig." Zudem wird 

eine aufschiebend bedingte Festsetzung getroffen; der Ausschluss von Nebenanlagen ist nur 

solange erforderlich, wie die LH Kiel die Planung einer Trasse für den öffentlichen Personen­

Nahverkehr vorsieht. 

Laut Pkt. 4.3.2, S. 22, ist das Plangebiet „an alle erforderlichen Leitungsträger angebunden". 

„Dazu gehören das Fernwärmenetz, Frischwasser-, Regenwasser- und Schmutzwasserleitun­

gen sowie diverse Kabelstränge und Datenstränge zu bereits bestehenden Nutzungen." Das 

anfallende Niederschlagswasser aus dem Geltungsbereich des B-Plans Nr. 1028 soll nach 

Pkt. 4.4; S. 23, „teilweise in das bestehende Leitungssystem der Olshausenstraße eingeleitet 

werden". Eine Rückhaltung im Bereich des B-Plans Nr. 1028 wird geprüft, sollte dies nicht in 

vollem Umfang möglich sein, wird eine Einleitung in das geplante Regenrückhaltebecken im 

Bereich des B-Plans Nr. 1029 untersucht. 

Gemäß Pkt. 5, S. 32, der „Begründung zum B-Plan Nr.1028" findet durch die Umsetzung der 

Planung - Neubau des MRI - ein Eingriff in die vorhandenen Grünflächen und in den Gehölz­

bestand statt, wobei dieser Eingriff so gering wie möglich gehalten werden soll. Der Geltungs­

bereich des B-Planes wird im Wesentlichen durch bestehende Knickstrukturen geprägt. Diese 

befinden sich an der nordöstlichen sowie der südwestlichen Grenze des Geltungsbereichs; ein 
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Knick verläuft parallel dazu durch das Plangebiet. Hinzu kommen 11 kartierte Bäume, die ei­

nem Schutzstatus unterliegen, wobei sich die Bäume in den bestehenden Knicks und verein­

zelt im Bereich der Kleingartenparzellen befinden. „Ein Ausgleich der vorhandenen Grünflä­

chen und Baumbestände ist vorgesehen und soll nach Möglichkeit zumindest in Teilen direkt 

vor Ort erfolgen." 

3.2 Privatrechtliche und öffentlich-rechtliche Situation 

Es liegen Auszüge aus den Grundbüchern (Grundbuch von Kiel, Blatt 14064, 37421 und 

47172) jeweils mit Abruf vom 16.02.2022 vor. In Abteilung II bestehen keine Eintragungen. 

Grundstücksbezogene Rechte und Belastungen wurden vom Auftraggeber zum Wertermitt­

lungsstichtag zudem nicht mitgeteilt. Das Grundbuch wurde auftragsgemäß nicht eingesehen. 

In den Geobasisdaten der Landeshauptstadt Kiel sind für die zu bewertenden Teilflächen keine 

Eintragungen zu belastenden Baulasten dargestellt. Zur Bewertung wurde keine Auskunft aus 

dem Baulastenverzeichnis eingeholt. Es wird davon ausgegangen, dass im Baulastenver­

zeichnis keine Eintragungen vorhanden sind. Ebenso ist nicht bekannt geworden, dass die zu 

bewertenden Flurstücke in ein Bodenordnungsverfahren einbezogen worden sind. 

Schuldverhältnisse, die ggf. in Abteilung III des Grundbuchs verzeichnet sein können, werden 

in diesem Gutachten nicht berücksichtigt. Es wird davon ausgegangen, dass ggf. valutierende 

Schulden beim Verkauf gelöscht oder durch Reduzierung des Verkaufspreises ausgeglichen 

werden. 

Sonstige nicht eingetragene Lasten sind nach Auskunft des Auftraggebers nicht bekannt. Dies­

bezüglich wurden keine weiteren Nachforschungen und Untersuchungen angestellt. Entspre­

chende Besonderheiten sind ggf. zusätzlich zu dieser Wertermittlung zu berücksichtigen. 

3.3 Altlasten und Kampfmittel 

In der Landesverordnung zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit durch Kampf­

mittel (Kampfmittelverordnung vom 07.05.2012) ist das gesamte Stadtgebiet der Landeshaupt­

stadt Kiel als Verdachtsstandort für das Vorhandensein von Kampfstoffen aufgeführt. In diesen 

Verdachtsstandorten hat gemäß § 2 dieser Verordnung, der Eigentümer/Nutzungsberechtigte 

vor der Erstellung und Durchführung von baulichen Anlagen und vor Beginn von Tiefbauarbei­

ten grundsätzlich eine kostenpflichtige Auskunft über mögliche Kampfmittelbelastungen bei 

der zuständigen Landesbehörde einzuholen. Für Grundstücke im Privateigentum, welche nicht 
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gewerblich genutzt werden oder werden sollen, ist diese Auskunft kostenfrei. Die Beseitigung 

von evtl. vorhandenen Kampfmitteln ist ebenfalls kostenfrei. 

Laut der „Begründung zum B-Plan Nr.1028", Pkt. 5.1.6, S. 36, wurden im November 2020 „im 

gesamten Plangebiet Bohrlochsondierungen durchgeführt, durch welche die Fläche auf Ab-

wurfmunition untersucht wurde". „Diese Untersuchung diente vor allem der Vorbereitung des 

Bodengutachtens und der Freigabe der dazugehörigen Messpunkte." Gemäß Pkt. 5.4 sind 

Kampfmittel nicht auszuschließen. „Vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen wie z.B. Baugruben/ 

Kanalisation/ Gas/Wasser/ Strom und Straßenbau ist die Fläche/ Trasse gem. Kampfmittel­

verordnung des Landes Schleswig-Holstein auf Kampfmittel untersuchen zu lassen." 

Laut Pkt. 5.1.7, S. 36, der „Begründung zum B-Plan Nr.1028" wurde im Dezember 2020 eine 

orientierende Untersuchung zur Beurteilung der Baugrund- und Bodenverhältnisse durch­

geführt. „Der geotechnische Bericht liefert Aussagen zur allgemeinen Bebaubarkeit des Are­

als. Für die geplanten Gebäude sind später separate und detaillierte geotechnische Gutachten 

zu erstellen, die auf einer genaueren Planung der Gebäude basieren." 

„Während der Erkundungsarbeiten wurden im Planungsbereich z.T. mindertragfähige und 

stark kompressible Baugrundschichten angetroffen, demzufolge ist das Untersuchungsgebiet 

für Gründungen baugrundseitig nur eingeschränkt geeignet. Für die geplanten Baumaßnah­

men ist einzukalkulieren, dass für die mindertragfähigen Böden [...] Baugrundverbesserungs­

oder Tiefgründungsmaßnahmen (Pfahlgründung) notwendig sein werden [...]. Im Rahmen der 

Untersuchungen wurden im Gesamtgebiet des Bremerskamp in neun Bohrungen organolep­

tische Auffälligkeiten festgestellt [...]. Auf Grund des Kriegsgeschehens im 2. Weltkrieg und 

des Wiederaufbaus im Stadtgebiet ist von anthropogenen Einflüssen auf die Bodenbildung 

auszugehen." (siehe Pkt. 3.2, S. 13, der „Begründung zum B-Plan Nr, 1028") 

Weitere Untersuchungsergebnisse liegen uns nicht vor. Es wird von einer unbelasteten 

Grundstücksqualität und gemäß den vorstehenden Aussagen von einer eingeschränk­

ten bzw. unterhalb des Durchschnitts liegenden Bodentragfähigkeit ausgegangen. 

Eventuell vorhandene Kampfmittel sind nicht Bestandteil dieser Wertermittlung. Des 

Weiteren wird auf die Altlastenklausel bei Verkäufen des Bundes verwiesen. Bei den nachfol­

genden Berechnungen wurde daher auftragsgemäß von einem altlasten- und kampfmit­

telfreien Zustand der zu bewertenden Flächen ausgegangen. 
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4. Bodenwertermittlung 

4.1 Bodenrichtwert 

Für die zu bewertende Fläche wird vom Gutachterausschuss für Grundstückswerte in der Lan­

deshauptstadt Kiel bisher kein Bodenrichtwert ausgewiesen. Sofern keine geeigneten Bo­

denrichtwerte für den Bereich, in dem die zu bewertenden Teilflächen liegen, durch den Gut­

achterausschuss beschlossen wurden, können aus vergleichbaren Gebieten Bodenrichtwerte 

herangezogen werden. In der Bodenrichtwertkarte des Gutachterausschusses für Grund­

stückswerte ist als räumlich nächstliegender Wert für eine vergleichbare Nutzung der Boden­

richtwert (BRW) für das Gewerbegebiet Ravensberg (Technologietransferstandort) mit Stich­

tag vom 31.12.2020 veröffentlicht: 

- BRW-Nr. 1320: 150,00 €/m2 (baureifes Land; erschließungsbeitragsfrei - ebf; 

Gewerbegebiet: GE- Technologietransferstandort: TS). 

Der v.g. Richtwert bezieht sich stichtagsbezogen auf erschließungsbeitragsfreies (ebf) baurei­

fes Land sowie auf eine durchschnittliche Lage. 

Gemäß den „Allgemeinen Hinweisen zur Anwendung der Bodenrichtwerte" (Legende BRW-

Karte 2020) liegt den Bodenrichtwerten für Gewerbegebietslagen (GE, Gl) und Sonderbauflä­

chen (S) der Ansatz zugrunde, „dass das Maß der baulichen Nutzung nicht wertrelevant ist" 

(siehe auch Anlage 11). 

4.2 Vergleichspreise 

Den Gutachterausschüssen für Grundstückswerte werden Kaufverträge von Immobilien ge­

mäß § 195 BauGB übersandt. Wertrelevante Informationen zu den veräußerten Grundstücken 

werden recherchiert, nachverdichtet und als Ergebnis in der Kaufpreissammlung geführt. So­

fern Informationen zu den gewünschten Grundstücksteilmärkten vorliegen, sind diese beim 

Gutachterausschuss zu erfragen. 

Für die Grundstücksqualität (Sondergebietsfläche) liegen dem Gutachterausschuss für Grund­

stückswerte in der LH Kiel keine geeigneten Vergleichskaufpreisinformationen vor. 

Vergleichskaufpreise für „Private Grünflächen" im Stadtgebiet der Landeshauptstadt Kiel lie­

gen dem Gutachterausschuss vor. Die getätigten Kaufpreise stellen kein homogenes Daten­

material dar. Die Vergleichskaufpreise liegen in einem Bereich von 3,00 €/m2 bis 20,00 €/m2. 

Durch eine statistische Analyse lässt sich kein signifikanter Vergleichswert ermitteln. 
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4.3 Bodenwertermittlung 

Gemäß dem Aufstellungsbeschluss vom 07.02.2019 und dem Entwurf zum B-Plan Nr. 1028 

„Bremerskamp I" mit Stand vom 10.01. bzw. 16.02.2022 liegen die zu bewertenden Flurstücke 

bzw. deren Teilflächen mit einer Gesamtgröße von ca. 12.574 m2 innerhalb des Geltungsbe­

reiches des B-Plans Nr. 1028. 

Unter Berücksichtigung der Ausweisungen des B-Plan-Entwurfs muss bei der Bodenwertab­

leitung hinsichtlich der Art der zukünftigen Nutzung differenziert werden. Laut der B-Plan-Be­

gründung mit Stand vom 10.01.2022 weisen die im B-Plan-Gebiet festgesetzten Nutzungsar­

ten die nachfolgenden Flächengrößen auf: 

- Sondergebietsfläche; ca. 10.167 m2 

- Private Grünfläche: ca. 2.407 m2 

- Öffentliche Grünfläche: ca. 497 m2. 

Wie bereits unter Pkt. 1, S. 3, dargestellt, befindet sich die v.g. „Öffentliche Grünfläche" (Flur­

stücke 60 und 90 der Flur 22; Gesamtfläche laut B-Plan-Begründung: ca. 497 m2, gemäß Ka­

tasterangaben/ Grundbuch: 498 m2) bereits im Eigentum der LH Kiel. Diese Fläche soll daher 

nicht durch die BlmA angekauft und auftragsgemäß auch nicht bewertet werden. Somit ver­

bleiben eine ca. 10.167 m2 große Sondergebietsfläche sowie eine ca. 2.407 m2 große „Pri­

vate Grünfläche", die nachfolgend zu bewerten sind. 

4.3.1 Sondergebietsfläche „Forschung und Entwicklung" 

Für den Bereich der Sondergebietsfläche wird im B-Plan-Entwurf eine Grundflächenzahl 

(GRZ) von 0,5 ausgewiesen. Die Gebäudehöhe wird auf 51,00 m über Normalhöhennull fest­

gesetzt, wobei sich die Gebäudehöhe an den bestehenden Gebäuden entlang der Olshausen-

straße orientiert. In sonstigen Sondergebieten gilt gemäß § 17 BauNVO eine Grundflächenzahl 

von bis zu 0,8 als Orientierungswert. Diese Obergrenze wird hier deutlich unterschritten. Die 

überbaubare Grundstücksfläche innerhalb des Sondergebiets wird gemäß § 23 Absatz 1 

BauNVO mittels Baugrenzen festgesetzt, wobei „eine Überschreitung der Baugrenzen durch 

Vordächer bis zu einer Tiefe von 5,0 m ausnahmsweise zulässig" ist. In den Bereichen außer­

halb der überbaubaren Fläche sind gemäß dem B-Plan-Entwurf „Nebenanlagen zulässig, 

wenn sie für die entsprechende Funktion der Nutzung des Grundstücks erforderlich sind". 

Da gemäß den „Allgemeinen Hinweisen zur Anwendung der Bodenrichtwerte" (Legende BRW-

Karte 2020) den Bodenrichtwerten für Gewerbegebietslagen (GE, Gl) und Sonderbauflächen 

(S) der Ansatz zugrunde liegt, „dass das Maß der baulichen Nutzung nicht wertrelevant ist", 

werden diesbezüglich (und damit sowohl hinsichtlich der Grundstücksgröße als auch der 
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Grundflächenzahl GRZ bzw. der Geschossflächenzahl GFZ) kein Ab- bzw. Zuschläge auf den 

unter Pkt. 4.1 dargestellten Ausgangswert erforderlich. 

Die Lage der wertzuermittelnden Sonderqebietsfläche ist mit der Lage des richtwerttypischen 

Grundstücks im Gewerbegebiet Ravensberg hinreichend vergleichbar, so dass aufgrund von 

Lagekriterien keine Zu- bzw. Abschläge als notwendig erachtet werden. 

Einerseits ist die Erschließung des Gebietes des B-Planes Nr. 1028 „durch den bestehenden 

Anschluss an die öffentlichen Verkehrsflächen der Olshausenstraße gesichert". Andererseits 

soll das Areal zusätzlich „über die zukünftige Verlängerung der Johann-Fleck-Straße ange­

bunden werden, die im nördlichen Bereich an die Straße Bremerskamp anschließt und die 

daran gebundenen Erschließungsfunktionen sichert", (siehe dazu auch Pkt. 3.1, S.8) 

Im Rahmen dieser Wertermittlung ist gemäß den geplanten Festsetzungen des Bebauungs­

planes die dargestellte Erschließungsplanung zu berücksichtigen (Überplanung und tlw. Neu­

erschließung der zu bewertenden Fläche nebst Grün- und Ausgleichsmaßnahmen sowie ggf. 

zusätzlichen Maßnahmen zur Regenrückhaltung u.ä.). 

Im Gegensatz zu den Merkmalsausprägungen des Bodenrichtwertes stellt sich hier eine ab­

weichende Erschließungssituation dar, die im Rahmen der Wertermittlung Berücksichtigung 

findet. Dieser Umstand wird durch einen sachverständig geschätzten Abschlag auf den Aus­

gangsbodenrichtwert in Höhe von 20 % berücksichtigt. 

Zudem muss die Bodenwertentwicklung vom 31.12.2020 bis zum Wertermittlungsstichtag be­

trachtet werden. Im Rahmen der Ermittlung der Bodenrichtwerte wurden Untersuchungen zur 

allgemeinen konjunkturellen Entwicklung der Bodenwerte im Bereich der Gewerbe- bzw. Son­

dergebiete vorgenommen. In den vergangenen Jahren konnte keine kontinuierliche konjunk­

turelle Entwicklung dieses Grundstücksteilmarktes ermittelt werden. Darüber hinaus kann zum 

derzeitigen Zeitpunkt keine konjunkturelle Wertveränderung aus den vorliegenden Daten dar­

gestellt werden, so dass diesbezüglich keine Zu- bzw. Abschläge auf den Ausgangswert ge­

mäß Pkt. 4.1 in Ansatz zu bringen sind. 

4.3.2 „Private Grünfläche" 

Gemäß dem B-Plan-Entwurf sowie der B-Plan-Begründung mit Stand vom 10.01. bzw. 

16.02.2022 stellt sich eine Teilfläche von ca. 2.407 m2 als „Private Grünfläche" (mit „a" und „b" 

gekennzeichnet) dar. 
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„Die mit (a) gekennzeichneten Erhaltungsflächen für Knicks sind gemäß § 21 Abs. 4 LNatSchG 

zu erhalten, zu entwickeln und zu pflegen. Lückige Abschnitte (Knickwälle ohne Vegetation) 

sind mit Sträuchern (70%) und Bäumen (30%) aus der Pflanzliste zu bepflanzen." 

„Die mit (b) gekennzeichneten Erhaltungsflächen dürfen auf einer Länge von insgesamt maxi­

mal 20 m durch erforderliche Erschließungswege unterbrochen werden. Sie werden aus dem 

Schutzstatus gemäß § 21 Abs. 4 LNatSchG entlassen." 

Parallel zu den Knicks sind Knickschutzstreifen anzulegen. Der B-Plan-Entwurf legt dazu Fol­

gendes fest. „Parallel zu den mit „a" bezeichneten zu erhaltenden Knicks sind min. 5,0 m breite 

Knickschutzstreifen und parallel zu den mit „b" bezeichneten Erhaltungsflächen sind beidseitig 

mind. 3,0 m breite Knickschutzstreifen anzulegen. Die Schutzstreifen sind 1-mal jährlich zu 

mähen und von jeglichen Abgrabungen, Aufschüttungen, Befestigungen (z.B. Wege, Lagerflä­

chen, baulichen Anlagen aller Art) und Materialeinträgen freizuhalten." (entnommen dem B-

Plan-Entwurf bzw. der B-Plan-Begründung, Pkt. 4.5.3) 

Laut Aussage des den B-Plan erstellenden Büros „claussen-seggelke stadtplaner" vom 

15.03.2022 enthält die „Private Grünfläche" gemäß B-Plan-Entwurf bzw. B-Plan-Begründung 

mit Stand vom 10.01. bzw. 16.02.2022 bereits die v.g. Knickschutzstreifen. 

Die „Private Grünfläche" kann, aufgrund ihrer Lage unmittelbar angrenzend an eine Baufläche, 

als „Sonstige Fläche" gemäß ImmoWertV 2021 § 2 Abs. 3 i.V. § 3 Abs. 4 mit dem Mehrfachen 

des landwirtschaftlichen Ausgangswertes von rd. 8,00 €/m2 (hier: 2 bis 4 facher Mittelwert aus 

Acker - und Grünlandwert: (3,70 €/m2 + 1,60 €/m2) *1/2 * 3 = 7,95 €/m2) bewertet werden. 

Dieser Wertansatz liegt im mittleren Bereich der unter Pkt. 4.2 dargestellten Vergleichskauf­

preise. 

4.3.3 Berücksichtigung von Wartezeiten bis zu einer baulichen Nutzung 

Die wertzuermittelnde Fläche mit einer Gesamtgröße von 12.574 m2, bestehend aus den Flur­

stücken 3, 59, 92 und 93 (jeweils tlw.) sowie 88 der Flur 22 in der Gemarkung Kiel-J stellt sich 

bauplanungsrechtlich gegenwärtig als Außenbereich gemäß § 35 BauGB dar und bedarf für 

eine weitere Nutzung der Überplanung. Der Bauausschuss der LH Kiel hat am 07.02.2019 die 

Aufstellung des B-Plans Nr. 1028 „Bremerskamp I" für den Stadtteil Kiel-Wik, Baugebiet zwi­

schen Olshausenstraße, Kleingartenanlage, Bremerskamp und Olshausenstraße 100, be­

schlossen. Die zu betrachtende Fläche von ca. 12.574 m2 befindet sich danach vollständig 

innerhalb der Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches des zukünftigen B-Plans Nr. 1028. 
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Die zu bewertende Fläche ist somit aufgrund des Planungserfordernisses - mit Ausnahme der 

als „Sonstige Fläche" zu bewertenden „Privaten Grünfläche" von ca. 2.407 m2- als wartestän­

diges Bauland bzw. Bauerwartungsland zu betrachten. 

In dem Protokoll Nr. 3 „Qualitätsmanagement" der GM.SH vom 10.02.2022 wird die nachfol­

gende aktuelle Zeitschiene dargestellt, von der auch im Rahmen dieser Wertermittlung aus­

gegangen wird: 

- Satzungsbeschluss B-Pläne Nr. 1028 und Nr. 1029: November 2022 

- Rechtskraft B-Pläne: Februar 2023. 

Auf Grundlage der v.g. Zeitplanung sowie des gegenwärtigen Erschließungszustands (siehe 

Pkt. 3.1, S. 8) wird unter Berücksichtigung des Wertermittlungsstichtages von einer Wartezeit 

bis zur Baureife von 1 Jahr ausgegangen. Unter Berücksichtigung eines zusätzlichen Risiko­

zuschlages von 1 Jahr (z.B. für weitere zeitliche Verzögerungen sowie Unvorhergesehenes) 

wird im Rahmen dieser Wertermittlung letztendlich eine Wartezeit von insgesamt 2 Jahren 

in Ansatz gebracht. Die v.g, Wartezeit findet in einer entsprechenden Abzinsung des ermittel­

ten Bodenwertes für die Sondergebietsfläche Berücksichtigung. 

4.3.4 Entwicklungszinssatz 

Bei der Ermittlung des Bodenwertes für warteständiges Bauland (werdendes Bauland) muss 

der Differenzbetrag der Grundstücksqualitäten (Soll-Ist) über den Zeitraum bis zur Baureifma-

chung diskontiert werden. Dieser diskontierte Wertanteil ist dem Ausgangsbodenwert hinzu­

zufügen. In der vorliegenden Wertermittlung kann aufgrund des geringen Ausgangsbodenwer­

tes und der kurzen Realisierungszeit im Rahmen der Wertermittlungsgenauigkeit auf diesen 

Ansatz verzichtet werden. Der Gesamtbodenwert der Sonderbaufläche wird hier diskontiert. 

Neben der Wartezeit bis zur Baureifmachung ist ein angemessener Entwicklungszinssatz in 

Ansatz zu bringen. Dieser Zinssatz wird in Anlehnung an Liegenschaftszinssätze für vergleich­

bare Nutzungen und unter Berücksichtigung von Entwicklungsrisiken gewählt. 

Auf Grund des fortgeschrittenen konkreten Planungsstandes des Bebauungsplanes, des da­

mit verbundenen kurzen Realisierungszeitraumes, des geringen Entwicklungsrisikos, der wirt­

schaftlichen Gesamtsituation und des nicht vorhandenen Vermarktungsrisikos (Wertermittlung 

zum Verkauf mit Bauabsicht) wird im Rahmen dieser Wertermittlung nach sachverständiger 

Einschätzung ein Entwickfungszinssatz von 4,0 % in Ansatz gebracht. 
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4.3.5 Bodenwertableitung der Sondergebietsfläche „Forschung und Entwicklung" 

Nach sachverständiger Einschätzung der Unterzeichnenden kann der Bodenwert der wertzu­

ermittelnden Fläche - aufgrund des Fehlens von entsprechenden Vergleichspreisen - entspre­

chend § 40 der Immobilienwertermittlungsverordnung (ImmoWertV) 2021 von dem unter Punkt 

4.1 genannten aktuellen Bodenrichtwert für das Gewerbegebiet Ravensberg (Technologie­

transferstandort) in Höhe von 150 €/m2 abgeleitet werden. Gemäß Pkt. 4.3.1 sind dabei die 

Größe bzw. die bauliche Ausnutzung, die Lage und der Erschließungszustand des zu bewer­

tenden Grundstücks sowie die allgemeine konjunkturelle Bodenwertentwicklung angemessen 

zu würdigen, wobei im vorliegenden Fall ausschließlich die abweichende Erschließungssitua­

tion der wertzuermittelnden Fläche zu berücksichtigen ist. 

Unter Berücksichtigung der abweichenden Erschließungssituation gemäß Pkt. 4.3.1 (notwen­

dige zusätzliche Erschließung gemäß B-Plan - Abschlag 20 %, Faktor 0,80) ermittelt sich für 

die Sondergebietsfläche im Bereich des Bebauungsplanentwurfes Nr. 1028 in Kiel der nach­

folgende Ausgangsbodenwert: 

150,00 €/m2x 0,80 = 120,00 €/m2 (t-ebp). 

Zudem bestehen weitere wertrelevante Besonderheiten der wertzuermittelnden Fläche, die 

wie folgt zu berücksichtigen sind. 

Um die erforderliche Ausbaufläche für die Trasse eines hochwertigen ÖPNV-Systems lang­

fristig vorzuhalten und zu sichern, erfolgt im Rahmen des B-Plan-Verfahrens: 

- die Festsetzung einer Teilfläche auf der wertzuermittelnden Sondergebietsfläche entlang 

der Olshausenstraße mit dem Ausschluss von Nebenanlagen* sowie 

- die Festsetzung einer mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastenden Teilfläche 

(mit Angabe des Begünstigten) auf der im Eigentum der LH Kiel befindlichen „Öffentlichen 

Grünfläche", um die Erschließung der zu bewertenden Sondergebietsfläche von der Ols­

hausenstraße aus zu gewährleisten**. 

*Die Nutzung im Sondergebiet soll dabei nicht vollumfänglich eingeschränkt werden. Notwendige Nebenanlagen wie Zuwegun-

gen, Abstellmöglichkeiten für Fahrräder und Flächen für technische Infrastruktur sind weiterhin zulässig; ebenfalls sind temporäre 

Einrichtungen, die zurückgebaut werden können, allgemein zulässig. 

** Wegen der geplanten ÖPNV-Trasse soll die Zufahrt von der Olshausenstraße auf die zu bewertende Fläche im Bereich der 

nördlichen Grundstückecke erfolgen. Aus diesem Grund wird im B-Plan-Entwurf eine mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu 

belastende Teilfläche auf der im Eigentum der LH Kiel befindlichen „Öffentlichen Grünfläche" zugunsten der zu bewertenden 

Fläche festgesetzt. Es gibt diesbezüglich noch keine vertraglichen Vereinbarungen. Üblicherweise ist davon auszugehen, dass 

für die Vereinbarung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes entweder eine einmalige Entschädigung oder eine jährliche Rente 

zu zahlen sein wird. Dies stellt einen Nachteil gegenüber einer üblichen öffentlichen Erschließung des Grundstücks dar. 

-  1 7 -



Auf dem zu bewertenden Flurstück 88 befinden sich noch einzelne Kleingartenparzellen mit 

Kleingartenlauben sowie Zuwegungen und Zufahrten, wobei die Kleingartenparzellen von der 

LH Kiel als derzeitigen Eigentümerin bereits gekündigt wurden. Nach Aussage der Stadt Kiel 

wurden die Pächter auch bereits entschädigt. Die LH Kiel beabsichtigt, das Flurstück 88 im 

lastenfreien Zustand und ohne bestehende Verträge zu veräußern. Die Beräumung der Fläche 

muss jedoch durch den Erwerber - im Zusammenhang mit den bevorstehenden Baumaßnah­

men - erfolgen. 

Laut Punkt 3.3 dieses Gutachtens muss zudem von einer eingeschränkten bzw. unterhalb des 

Durchschnitts liegenden Bodentragfähigkeit der wertzuermittelnden Fläche ausgegangen wer­

den. Somit istwertmindernd zu berücksichtigen, dass im Rahmen der geplanten Baumaßnah­

men Baugrundverbesserungs- oder Tiefgründungsmaßnahmen (wie z.B. Pfahlgründungen) 

notwendig sein werden. 

Die Grundstücksbeeinträchtigungen durch 

- die Festsetzung einer Teilfläche entlang der Olshausenstraße mit Ausschluss von Neben­

anlagen 

- die Notwendigkeit der Vereinbarung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes zugunsten der 

zu bewertenden Fläche 

- die Notwendigkeit der Beräumung des städtischen Flurstücks 88 sowie 

- die eingeschränkte Bodentragfähigkeit der wertzuermittelnden Fläche 

werden im Rahmen dieser Wertermittlung durch einen pauschalen Gesamtabschlag auf den 

v.g. Ausgangsbodenwert in Höhe von rd. 10 % (Faktor 0,90) berücksichtigt. 

Gemäß Pkt. 4.3.3 wird von einer Wartezeit bis zur Baureife von 1 Jahr ausgegangen. Unter 

Berücksichtigung eines zusätzlichen Risikozuschlages von 1 Jahr (z.B. für weitere zeitliche 

Verzögerungen sowie Unvorhergesehenes) wird im Rahmen dieser Wertermittlung letztend­

lich eine Wartezeit von insgesamt 2 Jahren in Ansatz gebracht. Die v.g. Wartezeit findet in 

einer entsprechenden Abzinsung des ermittelten Bodenwertes für die Sondergebietsfläche 

Berücksichtigung. Auf Grundlage eines Entwicklungszinssatzes von 4% (siehe Pkt. 4.3.4) und 

einer angenommenen Wartezeit von 2 Jahren ergibt sich ein Abzinsungsfaktor von 0,925, 

so dass sich letztendlich der nachfolgende Bodenwert für das warteständige Bauland der Son­

dergebietsfläche (t-ebp) ermittelt: 

120,00 €/m2 * 0,90 * 0,925 = 99,90 €/m2 

rd. 100,00 €/m2. 
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5. Ergebnisse der Bodenwertermittlung und Gesamtbodenwert 

Die Bodenwertermittlung der Flurstücke 3, 59, 92 und 93 (jeweils tlw.) und 88 der Flur 22 in 

der Gemarkung Kiel - J mit einer Gesamtgröße von ca. 12.574 m2 erfolgte auftragsgemäß auf 

Grundlage des aktuellen Entwurfes des Bebauungsplanes Nr. 1028 der Landeshauptstadt Kiel 

sowie der Begründung zum B-Plan mit Stand vom 10.01. bzw. 16.02.2022. 

Unter dieser Voraussetzung ergaben sich die nachfolgenden Einzelergebnisse (siehe Pkt. 

4.3.2 sowie 4.3.5): 

- Bodenwert der zukünftigen Sondergebietsfläche - warteständiges Bauland: 

(10.167 m2; Bodenwert: 100,00 €/m2) = 1.016.700 € 

- Bodenwert der „Privaten Grünfläche" - „Sonstige Fläche": 

(2.407 m2; Bodenwert: 8,00 €/m2) = 19.256 € 

= 1.035.956 €. 

Auf Grundlage der unter Punkt 3.1 bis 4.3 erläuterten Wertansätze ermittelt sich somit zum 

Wertermittlungsstichtag 28.02.2022 für die zu bewertende Fläche von 12.574 m2 ein Gesamt­

bodenwert in Höhe von 

rd. 1.000.000,-€. 
(in Worten: Eine Million Euro) 

Dies entspricht einem Quadratmeterpreis, bezogen auf die Gesamtfläche von 12.574 m2, von 

durchschnittlich rd. 80 €/m2. 

Unter Berücksichtigung vorstehender Angaben ergibt sich auf Grundlage des Bodenwertes 

von rd. 80 €/m2 für die Teilflächen 

- der Landeshauptstadt Kiel, mit einer Fläche 3.024 m2, ein Wertanteil von rd. 240.000 € 

- des Land SH, mit einer Fläche von 9.550 m2, ein Wertanteil von rd. 760.000 €. 
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Altlasten bzw. Kontaminierungen sowie Kampfmittel sind nicht Bestandteil dieser Wert­

ermittlung und es wird auf die Altlastenklausel bei Verkäufen des Bundes verwiesen. Bei den 

vorstehenden Berechnungen wurde von einem altlasten- und kampfmittelfreien Zustand der 

wertzuermittelnden Gesamtfläche ausgegangen. 

Besondere vertragliche Vereinbarungen sollten gegebenenfalls im Rahmen der Preisverhand­

lungen Berücksichtigung finden. 

Dieses Verkehrswertgutachten wurde im kooperierenden Verfahren zwischen der Gebäude­

management Schleswig-Holstein AöR (GM.SH), Geschäftsbereich Landesbau, Fachgruppe 

Wertermittlung, der Landeshauptstadt Kiel, Abteilung Wertermittlung, Kommunale Bewer­

tungsstelle und der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Direktion Rostock, Hauptstelle 

Portfoliomanagement erstellt. 

Dipl.-Ing. Volker Benz 

(Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR, Geschäftsbereich Landesbau, Fachgruppe 

Wertermittlung) 

Rostock, den 29.04.2022 

2>3 .0*. 

Dipl.-Ing. Angela Schubert 

(Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Direktion Rostock, Hauptstelle PM) 

(Landeshauptstadt Kiel, Abt. Wertermittlung, Kommunale Bewertungsstelle) 
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Anlagen zum Verkehrswertgutachten ROPM.B1301 - 1982.2000 

Anlage 1 : Übersichtskarte (M ~ 1 : 75.000) 

Anlage 2 : Auszug aus dem Stadtplan vom 04.09.2020 (M ~ 1 : 2.000) 

Anlage 3 : Auszug aus dem Liegenschaftskataster - Liegenschaftskarte vom 16.02.2022 

Anlage 4 : Auszug aus dem Liegenschaftskataster - Flurstücks- und Eigentumsnachweise, 

jeweils vom 16.02.2022 

Anlage 5 : Digitales Orthophoto vom 07.01.2021 

Anlage 6 : Auszüge aus dem Grundbuch: Grundbuch von Kiel, Blatt 14064, 47172 und 

37421 (jeweils Abrufdatum vom 16.02.2022) 

Anlage 7 : Eigentumsverhältnisse Bremerskamp BP 1028 - MRI: Darstellung Ist-Zustand; 

Vorschlag neue Plangebietsgrenze; Soll-Zustand (erstellt am 11.02.2021) 

Anlage 8 : Auszug aus dem aktuellen Flächennutzungsplanes der Landeshauptstadt Kiel 

(Fassung 2000) 

Anlage 9 : Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 1028 - Stadtplanungsamt der LH Kiel - mit 

Stand vom 16.02.2022 

Anlage 10 : Textliche Festsetzungen „BP 1028-Bremerskamp I" mit Stand vom 10.01.2022 

von claussen-seggelke-stadtplaner (Entwurf) 

Anlage 11 : Auszug aus der aktuellen Bodenrichtwertkarte (Stichtag 31.12.2020), abgerufen 

über „DigitalerAtlasNord Bodenrichtwerte SH" am 28.02.2022 

Anlage 12 : FOTODOKUMENTATION (Zustand der Bewertungsfläche am 27.01.2021) 

- 2 1  -




